
und Fehler der Gerichte, die in den vergangenen 
Jahren von den Bürgern unserer Republik mit vollem 
Recht kritisiert worden waren, sind auf diese Prozeß­
vorschriften zurückzuführen. Den Gerichten wurde 
durch dieses alte Gesetz die Wahrung der demokra­
tischen Gesetzlichkeit erschwert. Auch die lange Dauer 
der Strafverfahren, die von der demokratischen Presse 
wohl am häufigsten gerügt worden war, ist mit auf die 
Vorschriften dieses Gesetzes zurückzuführen.

Die neue Strafprozeßordnung steht im engen Zu­
sammenhang mit dem neuen Gerichtsverfassungs­
gesetz. Sie schafft aber bereits das Verfahren für das 
neue Strafgesetzbuch, an dessen Entwurf gegen­
wärtig gearbeitet wird. Das Studium der vorliegenden 
Strafprozeßordnung wird nur dann zum Verständnis 
dieses Gesetzes führen, wenn es sich nicht auf einen 
Vergleich mit den manchmal dem Wortlaut nach ähn­
lichen oder entsprechenden Bestimmungen der alten 
StPO beschränkt. So umfangreich das Gesetzgebungs­
werk auf den ersten Blick erscheinen mag, so ist es in 
seinen einzelnen Bestimmungen auf die allgemeinen 
demokratischen Prinzipien zurückzuführen.

Die Forderung der Werktätigen unserer Republik 
nach einem klaren, übersichtlichen und verständlichen 
Gesetz findet ihren Ausdruck in dem Aufbau des vor­
liegenden Entwurfes. Während die alte Strafprozeß­
ordnung ein Musterbeispiel für ein schwer verständ­
liches, lückenhaftes und unübersichtliches Gesetz der 
kapitalistischen Epoche war, ist in dem vorliegenden 
Entwurf das Bemühen zu erkennen, das Gesetz klar, 
übersichtlich und für jedermann verständlich zu glie­
dern. Zur Erreichung dieses Zieles folgt das Gesetz in 
seinem Entwurf dem Ablauf eines Strafprozesses und 
widmet demzufolge ein eigenes Kapitel dem Ermitt­
lungsverfahren (§§ 95 bis 170). Die Bestimmungen der 
bisherigen Strafprozeßordnung, die dem Ermitilungs- 
verfahren gewidmet waren, waren äußerst lückenhaft 
und im Gesetz verstreut. An das Ermittlungsverfahren 
schließt sich das 4. Kapitel über das gericntliche Ver­
fahren erster Instanz an. Diese beiden Kapitel, das
3. Kapitel über das Ermittlungsverfahren und das
4. Kapitel über das gerichtliche Verfahren, sind das 
Kernstück der neuen Strafprozeßordnung. Demgegen­
über sind die allgemeinen Bestimmungen so knapp wie 
möglich gehalten und beschränken sich auf die Be­
stimmungen, die für mehrere Verfahrensabschnitte an­
zuwenden sind und deshalb zweckmäßigerweise an den 
Anfang des Gesetzes zu stellen waren. Darüber hin­
aus ist das Bemühen zu erkennen, innerhalb der ein­
zelnen Kapitel die Bestimmungen in der Reihenfolge 
zu bringen, die dem Gang des Verfahrens entspricht. 
Auf diese Weise vermittelt schon das Studium des Ge­
setzes einen Überblick über den Verlauf des Straf­
prozesses. Im Interesse der Verständlichkeit sind Ver­
weisungen, die eine besondere „Zierde“ der alten Justiz­
gesetze waren und zu deren "Unverständlichkeit beson­
ders beitrugen, weitgehend vermieden und statt dessen 
Bestimmungen, die für verschiedene Verfahrensab­
schnitte von Bedeutung sind, wiederholt.

Von grundlegender Bedeutung für die Anwendung 
dieses Gesetzes sind die Bestimmungen des ersten 
Kapitels, die ich, da sie für das Verständnis dieses 
Gesetzes besonders wichtig sind, im folgenden kurz be­
handeln darf.

§ 1 des Gesetzes spricht klar und eindeutig über 
Inhalt und Zweck des Gesetzes und unterscheidet sich 
schon dadurch von der alten Strafprozeßordnung, die 
die vom kapitalistischen Staat ihr zugedachte Funk­
tion durch Stillschweigen zu verhüllen suchte. Dem­
gegenüber bestimmt § 1 des neuen Gesetzes, daß es der 
Zweck der Strafprozeßordnung ist, die allseitige, ge­
wissenhafte und beschleunigte Aufklärung des Sach­
verhalts zu gewährleisten. § 1 bestimmt ferner, daß die 
Strafprozeßordnung die gerechte Anwendung des 
Strafgesetzes und die schnelle und gerechte Bestrafung 
der Schuldigen zu sichern hat. Diese dem Gesetz vor­
angestellten grundsätzlichen Bestimmungen sind keine 
leeren Versprechungen, wie sie die imperialistischen 
Staaten zur Täuschung der Massen und zur Ver­
schleierung ihrer Klassenherrschaft zu verwenden 
pflegen. Vielmehr gewährleistet die Strafprozeßord­
nung durch ins einzelne gehende Bestimmungen die 
strikte Einhaltung dieser demokratischen Grundsätze.

Von großer Bedeutung ist die Bestimmung des § 2, 
der den Justizorganen die Aufgabe steflt, das Straf­
verfahren so zu führen, daß es zur Achtung vor dem 
sozialistischen Gesetz, zur Achtung vor dem soziali­
stischen Eigentum, zur Arbeitsdisziplin und zur demo­
kratischen Wachsamkeit erzieht. Es erübrigt sich, näher 
darzulegen, daß weder die alte deutsene Strafprozeß­
ordnung noch irgendeine Strafprozeßordnung eines an­
deren kapitalistischen Staates eine solche erzieherische 
Aufgabe haben kann. Eine solche Erziehungsfunktion 
kann aber dem Strafverfahren nur zugedacht werden, 
weil wir seit dem Zusammenbruch des Faschismus un­
zweifelhaft große Erfolge auf dem Wege zur Demo­
kratisierung der Justiz errungen haben.

In einer weiteren bedeutungsvollen Bestimmung (§ 5 
des Gesetzes) wird die Wahrung der verfassungsmäßi­
gen Grundrechte der Bürger gesichert. Das Gesetz be­
schränkt sich auch hier nicht auf eine wohlklingende, 
aber unverbindliche Deklaration im Stile der Ver­
fassung imperialistischer Staaten, sondern macht es 
jedem Richter und jedem Staatsanwalt ausdrücklich 
zur Pflicht, die gesetzlichen Voraussetzungen der Be­
schränkung des Rechtes der persönlichen Freiheit, des 
Rechtes der Unverletzlichkeit der Wohnung und der 
anderen Grundrechte aes Burgers jederzeit zu prüfen. 
Das bedeutet, dab in jeder Lage des Verfahrens Rich­
ter und Staatsanwalt für die Wahrung der verfassungs­
mäßigen Grundrechte der Bürger persönlich und voll 
verantwortlich sind.

Eine ganz neuartige Bestimmung sieht § 4 des Ge­
setzentwurfes vor. Diese Bestimmung verpflichtet das 
Gericht, in den Fällen, in denen es bei der Durch­
führung eines Strafverfahrens eine Gesetzesverletzung 
durch ein unteres Gericht feststeflt, durch einen mit 
einer Begründung versehenen Beschluß Kritik an die­
sen Mängeln zu üben. Die Verpflichtung des Gerichts 
zur Kritik von Gesetzesverletzungen beschränkt sich 
aber nicht auf Gesetzesverletzungen durch ein unteres 
Gericht, sondern in gleicher Weise auf Gesetzesverlet­
zungen durch einen Staatsanwalt, durch ein Unter­
suchungsorgan, überhaupt durch jedes andere Staats­
organ oder eine der gesellschaftlichen Organisationen. 
Diese Bestimmung ist ein sichtbarer Ausdruck des 
Prinzips der Kritik und Selbstkritik in der Justiz und 
der Wahrung der demokratischen Gesetzlichkeit. Die 
erzieherische Bedeutung dieser Bestimmung für die 
Wahrung der demokiatischen Gesetzlichkeit kann 
nicht hoch genug eingeschätzt werden.

Lassen Sie mich abschließend aus der Fülle der 
Einzelbestimmungen die ihnen zugrunde liegenden 
Hauptprinzipien dieser beiden wichtigen Justizgesetze 
darstellen.

Das Hauptprinzip des neuen Gerichtsverfassungs- 
gesetzes und der neuen Strafprozeßordnung besteht in 
dem konsequenten Demokratismus, der den Inhalt 
beider Gesetze bestimmt.

Das Prinzip der Teilnahme des Volkes an der Recht­
sprechung und das Prinzip der Kollegialität der Ge­
richte ist nicht nur fest verankert, sondern weiterent­
wickelt worden.

Durch diese beiden Gesetze wird die volksdemokra­
tische Rechtsprechung nicht nur dem Volke näherge­
bracht, sondern das Prinzip der Kontrolle des Volkes 
über die Tätigkeit der Gerichte noch mehr verstärkt. 
Das Kreisgericht wird zukünftig zum Hauptglied des 
Gerichtssystems in unserer Republik werden. Durch die 
bedeutende Erweiterung der Gerichtsbarkeit des Kreis­
gerichts wird unsere Rechtsprechung eine noch engere 
Verbindung zum Volke finden.

Klar ist das Prinzip der Unabhängigkeit der Richter 
und ihrer Unterwerfung nur unter die Verfassung und 
das Gesetz herausgestellt.

Durch die Annahme dieser beiden Justizgesetze 
werden unsere Gerichte als Organe des Staates, als 
Elemente des Überbaus, ihre wichtige dienende Rolle 
bei der Schaffung der neuen Basis erfüllen können.

Diese Gesetze dienen dem Volke.
Sie schützen die Rechte der Bürger.
Sie werden mithelfen bei der Verwirklichung der 

großen historischen Aufgabe, die wir uns gestellt haben: 
den Sozialismus in der Deutschen Demokratischen 
Republik aufzubauen.
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